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Drucksache VI/2425 


Der Bundesminister Bonn, den 12. Juli 1971 

für 

Wirtschaft und Finanzen 

W/IIIBl-24 10 12 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Reform des Konzessionsabgabewesens 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten van Delden, Höcherl, 
Dr. Giulini und Genossen 
- Drucksache VI/2390 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die vorgenannte 
Kleine Anfrage wie folgt: 


Die Länderwirtschaftsminister haben dem Bundeswirtschaftsminister 
im November des Jahres 1968 den Bericht „Reform des Konzes- 
sionsabgabewesens" übergeben und ihn gebeten, binnen Jahres- 
frist über den Fortgang der Angelegenheit zu berichten. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Liegt der erbetene Bericht des Bundeswirtschaftsministers in- 
zwischen vor, und welches sind seine wesentlichen Grundzüge? 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat auf der Wirtschafts- 
ministerkonferenz im Januar 1970 in Saarbrücken über das 
Ergebnis seiner Prüfung der ihm im November 1968 über- 
gebenen Studie „Reform des Konzessionsabgabewesens" Be- 
richt erstattet. 

Die Prüfung, in die auch die Stellungnahmen der Finanzressorts 
des Bundes und der Länder einbezogen wurden, hat in ihren 
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Grundzügen ergeben, daß die in der Studie gemachten Haupt- 
vorschläge, nämlich 

— für die Fälle der Eigenversorgung die steuerliche Abzugs- 
fähigkeit der Konzessionsabgabe zu beseitigen, 

— bei Versorgungsunternehmen mit mehreren Betriebszweigen 
(Querverbund) für die Berechnung des Mindestgewinns auf 
das Ergebnis des einzelnen Betriebszweiges statt auf das 
des Gesamtunternehmens abzustellen, 

aus steuerrechtlichen und steuersystematischen Gründen nicht 
realisierbar sind. 

In der Diskussion verbleibt der weitere Vorschlag, 

die steuerlichen Nichtbeanstandungssätze zu senken, und 
zwar auf das durchschnittliche Niveau der in Fällen der 
Nichtbeteiligung von fremden Versorgungsunternehmen 
tatsächlich gezahlten Beträge. 

Dieser Vorschlag, der unabhängig von einer - auch später mög- 
lichen - Überprüfung der preisrechtlichen Höchstsätze verfolgt 
werden kann, erscheint als ein brauchbarer Reformansatz zur 
Entlastung der Versorgungswirtschaft von Konzessionsabgaben 
mit dem Ziel der Verbilligung der Versorgungsleistungen. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz hat daher in der genannten 
Sitzung im Januar 1970 die Finanzministerkonferenz gebeten, 
eine Erörterung der Frage der Höhe und einer Senkung der 
Nichtbeanstandungssätze zu veranlassen. Auf Vorschlag der 
Innenministerkonferenz ist eine solche Erörterung zwischen den 
Bundesressorts bisher unterblieben, weil es auch der Bundes- 
regierung zweckmäßig erscheint, zunächst das Ergebnis der Ver- 
handlungen zwischen den unmittelbar betroffenen Verbänden 
(vgl. Antwort auf die Frage 2) abzuwarten. Sollte sich erweisen, 
daß ein brauchbares Reformkonzept von dieser Seite in abseh- 
barer Zeit nicht zu erwarten ist, wird als erstes der Vorschlag 
aufzugreifen sein, die Frage der Nichtbeanstandungssätze zu 
erörtern. 


2. Haben die unmittelbar Betroffenen, d. h. die Versorgungswirt- 
schaft und die Gemeinden, bereits Reformvorstellungen ent- 
wickelt, bzw. besteht begründete Aussicht, daß von dieser Seite 
in Kürze Reformvorstellungen vorgelegt werden, die auch dem 
Gesichtspunkt der Strukturverbesserung in der Versorgungs- 
wirtschaft Rechnung tragen? 


Im Dezember 1969 ist im Bundesministerium für Wirtschaft die 
Problematik einer Reform des Konzessionsabgabewesens mit 
den unmittelbar Betroffenen, den Verbänden der Versorgungs- 
wirtschaft (Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, Verband 
der deutschen Gas- und Wasserwerke, Verband kommunaler 
Unternehmen) und den kommunalen Spitzenverbänden erörtert 
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worden. Dabei haben sich die Verbände bereit erklärt, unterein- 
ander in Verhandlungen einzutreten mit dem Ziel, einen ge- 
meinsamen Reformvorschlag vorzulegen. 

Auf spätere Anfrage haben die kommunalen Spitzenverbände 
mitgeteiit, daß sie Vorschläge ausgearbeitet haben, die von 
ihnen derzeit mit den Verbänden der Versorgungswirtschaft 
erörtert werden. Diese Erörterung ist noch nicht abgeschlossen. 
Die Vorschläge sind der Bundesregierung bislang nicht unter- 
breitet worden. 

Daß ein von allen Beteiligten getragener praktikabler Lösungs- 
vorschlag nicht kurzfristig vorgelegt werden konnte, erklärt 
sich aus der sehr unterschiedlichen Interessenlage der beteilig- 
ten Gruppen. Dennoch vertraut die Bundesregierung darauf, 
daß es den genannten Verbänden gelingen wird, in absehbarer 
Zeit zu einem gemeinsamen Vorschlag zu gelangen, der auch 
dem Gesichtspunkt der Strukturverbesserung in der Versor- 
gungswirtschaft Rechnung trägt. 


3. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß angesichts 
des finanziellen Volumens der Konzessionsabgaben, das an- 
nähernd eine Milliarde DM beträgt und ständig weiter ansteigt, 
eine zügige Inangriffnahme der angekündigten Reformen not- 
wendig ist, um den Energieverbrauch, auch im Interesse einer 
Harmonisierung im EWG-Bereich, von dieser quasi-Verbrauch- 
steuer zu befreien? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß angesichts der 
finanziellen Bedeutung des Problems möglichst bald eine Ent- 
scheidung darüber herbeigeführt werden muß, welche Reformen 
erforderlich sind, und daß alsdann die notwendigen Reformen 
zügig in Angriff genommen werden. An eine Beseitigung oder 
an einen radikalen Abbau der Konzessionsabgaben unter das 
derzeitige Aufkommen wird dabei nicht gedacht. Eine solche 
Lösung wäre nur gegen einen finanziellen Ausgleich für die 
Einnahmeverluste der Gemeinden realisierbar. Sie würde über- 
dies außer acht lassen, daß die Konzessionsabgaben nach allge- 
meiner Auffassung den positiven Struktureffekt bewirken, daß 
sie den Gemeinden einen Anreiz bieten, zur Fremdversorgung 
überzugehen, was versorgungswirtschaftlich günstiger sein 
kann. Bei einem Verbot oder einem radikalen Abbau der Kon- 
zessionsabgaben würden die Gemeinden umgekehrt dazu ver- 
anlaßt, zur Eigenversorgung zurückzukehren bzw. diese beizu- 
behalten, auch wenn sie versorgungswirtschaftlich weniger 
günstig ist. 

Im übrigen ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß 
die Konzessionsabgaben als eine quasi-Verbrauchsteuer zu 
werten sind. Dem wirtschaftlichen Sachverhalt kommt es 
- jedenfalls im Grundsatz - am nächsten, die Konzessions- 
abgaben als Gegenleistung für eine von der Gemeinde dem 
Versorgungsunternehmen gegenüber erbrachte wirtschaftliche 
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Leistung (Einräumung von Wegebenutzungsrechten, Gewäh- 
rung der Ausschließlichkeit, Verzicht auf eine an sich mögliche 
eigene Versorgungstätigkeit) anzusehen. 


4. Würde eine solche Reform nicht auch die Wettbewerbsver- 
zerrung, die durch den Einsatz der Konzessionsabgabe bei der 
Ansiedlung neuer Industrien zwischen den daran interessierten 
Städten und Gemeinden besteht, beseitigen? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der Einsatz der Kon- 
zessionsabgabe bei der Ansiedlung neuer Industrien zu Wett- 
bewerbsverzerrungen zwischen den daran interessierten 
Städten und Gemeinden geführt hat. 

In Vertretung 

Dr. Schöllhorn 
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